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Einleitung 

I. Anlaß der Untersuchung 

1. Die Rolle der Öffentlichkeit 

Die absolutistische Machtausübung war gekennzeichnet durch eine Praxis der 
Staatsgeheimnisse (arcana rei publicae), bei der die Staatsgeschäfte hinter ver­
schlossenen Türen entschieden wurden. Die Gesellschaft stand einem Staat - in 

der Person des Monarchen und seiner Beamten - gegenüber, dessen Ziel die 
Machterhaltung und -erweiterung war. I Niccolo Machiavellizählte zu den Mit­
teln absolutistischer Herrschaftsausübung List, Täuschung, Heuchelei und Wort­

bruch. 

" ... gleichwohl zeigt die Erfahrung unserer Tage, daß diejenigen Fürsten Großes voll­
bracht haben, die auf ihr gegebenes Wort wenig Wert gelegt und sich darauf verstanden 
haben, mit List die Menschen zu hintergehen; ... "2 

Auch sei es zweckmäßig, die Religion vorzuschieben, um Menschen zu len­

ken, etwa dort, wo den Untertanen bestimmte, schwierig zu verstehende Zusam­
menhänge klargemacht werden müßten oder wenn ein Heer mit Zuversicht erfüllt 
werden sollte.3 Die durch das Vernunftdenken gekennzeichnete Aufklärung führ­
te seit Ende des 18. Jahrhunderts demgegenüber zur Forderung nach Öffentlich­
keit des Staatshandelns.4 An die Stelle der Bindung an eine bestimmte Schule 
oder Autorität trat die vor allem von Immanuel Kant proklamierte Mündigkeit 

des Menschen, die die Erkenntnis der Wahrheit dem eigenen Urteil überantwor­
tete.5 Für den Bereich des Staates bedeutete diese Mündigkeit, daß der einzelne 
die Freiheit haben mußte, über sein Glück bzw. seine Wohlfahrt nach eigenem 

Schmitt, Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus, S. 47. 
2 Machiavelli, l1 Principe, Kap. XVIII, S. 135 ff. 
3 Machiavelli, Discorsi, I 11, 14; III 33, zit. nach Zippelius, Allgemeine Staatslehre, 

S.262. 
Kißler, Die Öffentlichkeitsfunktion des Deutschen Bundestages, S. 54. 

5 Hinske, Aufklärung, Sp. 394. 
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Gutdünken zu entscheiden.6 Demgemäß wurde der von Gottes Gnaden eingesetz­
te Monarch ersetzt durch das Volk. Das Volk wurde zum Ursprung aller Gewalt 

im Staate, die Beamten waren seine Diener und Vertreter.? Wenn das Volk aber 
Souverän im Staate war, mußte es auch Kenntnis von der Staats tätigkeit haben. 
Die Staatsführung mußte aus dem Geheimen in das Licht der Öffentlichkeit ge­

rückt und der Kontrolle des Volkes unterworfen werden. Die Öffentlichkeit des 
Staatshandelns war Voraussetzung für eine ausreichende Information des Volkes. 

Nur diese versetzte das Volk in die Lage, die ihm zustehenden Rechte der Legi­

timation und Kontrolle der Staatsgewalt auszuüben. Kennzeichnend für die For­

derung nach Öffentlichkeit ist ein von Jacob Gottfried Bürde verfasstes Spott­
gedicht aus dem Jahre 1789:8 

"Das große Losungswort, das jetzt ein jeder kräht, 
vor dem in ihren Staatsperücken 
sich selbst des Volkes Häupter bücken, 
horch auf! Es heißt Publizität!" 

Mit dem Postulat nach Öffentlichkeit eng verbunden war die Vorstellung, daß 
Öffentlichkeit ein Garant für Freiheit, Wahrheit und Gerechtigkeit sei.9 So 
schrieb Kant: 

"Alle auf das Recht anderer Menschen bezogene Handlungen, deren Maxime sich nicht 
mit der Publizität verträgt, sind unrecht." 10 

Anselm Feuerbach dagegen beurteilte die Vorzüge der Öffentlichkeit skepti­

scher. Für ihn bewirkte zwar die Heimlichkeit den Schein und die Angst vor der 
Ungerechtigkeit. Die Herstellung der Öffentlichkeit sollte nach seiner Einschät­
zung daran aber nicht viel ändern, sprach er doch davon, daß Heimlichkeit "nicht 
viel besser als die offene Ungerechtigkeit selbst" ist. ll Wie sich im Laufe der Ge­
schichte an hand öffentlicher Schauprozesse im Nationalsozialismus und in der 

Stalin-Ära zeigen sollte, lag Feuerbach mit dieser Einschätzung nicht grundsätz­

lich falsch, denn die Öffentlichkeit des Staatshandelns bewirkt nicht per se Ge­
rechtigkeit. 

(, Hinske, Aufklärung, Sp. 395. 
Wettstein, Der Öffentlichkeitsgrundsatz im Strafprozeß, S. 24. 

M jakob Gott/ried Bürde, Gedichte, 2. 126. zitiert nach Witzler. Die personale Öffent-
lichkeit im Strafverfahren, S. 27 Fn. 151. 

9 Kißler, Die ÖffentIichkeitsfunktion des Deutschen Bundestages, S. 57. 
IU Kant, Politische Schriften, S. 145. 
11 Feuerbach, Betrachtungen über die Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Gerechtig­

keitspIlege, Bd. I, S. 92. 



I. Anlaß der Untersuchung 17 

Die Öffentlichkeit des Staatshandelns war zu Beginn ihrer Geschichte eine bür­
gerliche Öffentlichkeit l2, das heißt eine Öffentlichkeit für das in der ständischen 
Organisation repräsentierte Volk. Denn es war das nach politischer Macht stre­
bende Bürgertum, das sich mit dem Ruf nach Öffentlichkeit des Staatshandelns 
gegen die absolutistische Arkanpolitk wandte. 13 Erst mit der Abschaffung des 
Ständestaates und der Einführung der politischen Gleichheit für alle Staatsbürger, 
inklusive der weiblichen, wurde Öffentlichkeit zu einer alle von der Staatsgewalt 
betroffenen umfassenden "plebejischen" Öffentlichkeit. 

Heute ist die Öffentlichkeit des Staatshandelns sehr weitgehend im Bereich der 
Parlamente und Gerichte verwirklicht, während sich im Bereich der Exekutive 
der Öffentlichkeitsgrundsatz noch nicht voll durchgesetzt hat. Das deutsche Ver­
waltungsrecht ist - anders als etwa in Frankreich oder den USA - gekennzeichnet 
durch den Grundsatz der Geheimhaltung mit der Beschränkung des Einsichts­
rechts auf die Verfahrensbeteiligten. Lediglich das Umweltinformationsgesetz 
(UIG) durchbricht diesen Grundsatz teilweise, indem es Akteneinsichtsrechte 
über die Parteiöffentlichkeit hinaus gewährt. 14 

In der heutigen Zeit, in der die Demokratie gekennzeichnet ist durch das Phä­
nomen der Politikverdrossenheit, das umschrieben werden kann als ein allgemein 
empfundener Vertrauensverlust der Bürger gegenüber politischen Gremien und 
politisch Handelnden, hat die Öffentlichkeit des Staatshandelns eine weitere 
Funktion hinzu gewonnen: Sie dient der Selbstdarstellung des Staates, der durch 
Öffentlichkeitsarbeit und Auftritte seiner Vertreter in der Öffentlichkeit versucht, 
die schwindende Akzeptanz seiner Politik beim Volk wieder herzustellen. 15 

2. Die Rolle der Medien 

Die Öffentlichkeit des Staatshandelns als solche vermag dem Staatsbürger die 
zur Ausübung seiner staatsbürgerlichen Rechte erforderlichen Informationen 
noch nicht effektiv zu vermitteln, vielmehr wird heute Öffentlichkeit als für den 
einzelnen greifbares Phänomen zu einem großen Teil erst durch die Medien her­
gestellt. Der einzelne kann sich nicht durch persönliche Beobachtung vor Ort alle 
zur Meinungsbildung erforderlichen Informationen beschaffen. 16 Schon auf-

12 Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit, S. 8. 
I) Kißler, Die Öffentlichkeitsfunktion des Deutschen Bundestages, S. 53. 
14 Dazu ausführlich: Scherzberg, DYBI. 1994,733 ff. 
15 Dazu Hili, JZ 1988,377 ff. 
16 Wefelmeier, Repräsentation und Abgeordnetenmandat, S. 90. 
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